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Der Fall der Wuchergeſetze. 

Zu den für den Verkehr hochwichtigen Fragen, deren 
Entſcheidung im Sinne des Fortſchritts jetzt nach 
langem Kampfe endlich bevonſteht, gehört auch die Frage 
wegen der Freigebung des Geldverkehrs. N 

Die Ereigniſſe des letzten Sommers, welche ſo viele 
mittelalterlichen Vorurtheile gebrochen haben, haben auch 
in Preußen den erſten Stein aus dem ſcheinbar uner⸗ 
ſchütterlichen Gebäude der Wuchergeſetze herausgeriſſen; 
die eingetretene Geſchäftsſtockung mit dem drohenden 
Geſpenſt eines allgemeinen Bankeretts in unſerer Han⸗ 
delewelt beſtimmte die Regierung, durch eine oftroyirte 
Verordnung die Zinsbeichränkungen aufzuheben, welche 
auf dem Geldverkehr lafteten, ſoweit derſelbe ſich nicht 
auf den Hypothekenverkehr erſtreckt. Die wohlthätigen 
Folgen dieſer Maßvegel machten ſich ſogleich für jeden, 
der mit dem Verhaltniß des Geſckäftsverkehrs zum Geld⸗ 
markt vertraut iſt, bemerkbar, und Niemand dachte daran, 
daß der alte Zuſtand wieder hergeſtellt werden könne. 
Dies iſt auch nicht geſchehen. Allerdings verſuchte das 
Herrenhaus, die mittelalterlichen Zinebeſchränkungen noch 
einmal zur Geltung zu bringen, aber die Majorität 
konnte ſich doch ſchließ ich nicht gegen die Nothwendig⸗ 
keit verſchließen, den Anforderungen der Neuzeit Rechnung 
zu tragen und ſo iſt in Preußen diefer Theil der Wucher⸗ 
geſetze für immer gefallen. 

Wenn aber nun durch Aufhebung der Wuchergeſetze 
für den nicht hypothezirten Geldverkehr die Lage der 
Darlehnsſucher, welche kein unbewegliches Pfand für 
das ihnen bewilligte Darlehn geben konnten, eine ſehr 
weſentlich gegen früher verbeſſerte war, ſo befanden ſich 
jetzt die Grundbeſiger, welche Darlehne gegen Verpfän⸗ 
dung ihres Grundbeſiges ſuchten, in einer noch viel 
1 Lage als früher, indem die flüſſigen Gelder 
ih um jo mehr dem freien Verkehr zuwandten, als die 
Lage des Geldmarktes es ziemlich leicht machte, für ganz 
ſichere Darlehne 7—8 Prozent zu erhalten, während 
man bei Hypotheken nicht mehr als 5 Proz. nehmen 
durfte, ohne Gefahr zu laufen, als „Wucherer“ mit 
Zuchthausſtrafe belegt zu werden. 
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Inſerate 


Die Wirkung ſolcher Verhältniſſe zeigte ſich auch ſehr 
ſchnell auf dem Geldmarkt, und in der kurzen Zeit 150 
nicht ganz acht Monaten, welche ſeit Aufhebung der 
Wuchergeſetze verfloſſen iſt, hat ſich, während im Allge⸗ 
meinen die Lage des Geldmarktes beſſer geworden iſt, 
die Lage der Grundbeſiger, und ganz beſpnders der länd⸗ 
lichen, ſo ſehr verſchlimmert, daß man ſie faſt eine ver⸗ 
zweifelte nennen kann. 

Von allen Seiten ſind Hypotheken gekündigt wor⸗ 
den, weil die Darleiher ihr Geld anderweitig vortheil⸗ 
hafter anlegen wollten, den Eigenthümern war es nur 
mit ſchwerſten Kapitalsverluſten möglich, ſich das Geld 
u verſchaffen, und fo mancher von ihnen ſah feinen 
uin vor Augen, ohne daß es ihm möglich ſchien, den: 
ſelben abzuwenden. 

Dieſer Zuſtand mußte nothwendig die Aufmerkſam⸗ 
keit aller derer auf ſich ziehen, die ſich mit öffentlichen 
Angelegenheiten beſchäftigen, und allgemein wurde der 
Wunſch laut, den Hypothekenverkehr durch Aufhebung 
der für ihn noch in Kraft beſtehenden Wuchergeſetze von 
den auf ihn laſtenden Feſſeln zu befreien, und ihm die 
flüſſigen Kapitalien wieder zuzuwenden. Die Staatsre⸗ 
gierung hatte ſich ſchon früher dahin ausgeſprochen, daß 
ſie gegen einen ſolchen Schritt nichts einzuwenden habe, 
und nachdem das Herrenhaus die erſte Verordnung über 
Aufhebung der Wuchergeſetze genehmigt hatte, war zu 
hoffen, daß es auch noch einen Schritt weiter gehen 
und die Wuchergeſetze vollſtändig beſeitigen werde. Es 
war alſo gegründete Hoffnung vorhanden, daß ein Antrag 
auf Aufhebung der Jinsbeſchränkung auch für den Hy⸗ 
pothekenverkehr die Zuſtimmung ſämmtlicher Faktoren der 
Geſetzgebung erlangen würde, und der Abg. Lasker 
brachte bei dem Abgeordnetenhaus folgenden Antrag ein: 

Wir u. ſ. f. verordnen, was folgt: 

§. 1. Die beftehenden Beſchränkungen des vertragsmäßigen 
Zinsſatzes und der Höhe der Konventionalſtrafen, welche ſtatt 
der Zinſen für den Fall der zur beſtimmten Zeit nicht erfol- 
genden Rückzahlung eines Darlehns bedungen werden, ſind 
auch für Darlehne, zu deren Sicherheit unbewegliches Eigen ⸗ 
thum verpfändet wird, aufgehoben. 

§. 2. Wird die Zahlung eines ſolchen Kapitals — $. 1. 
— verzögert, ſo bleibt, wenn ein höherer, als der für die 


Zögerungszinjen beſtehende Zinsjat bedungen wird, dieſer höhere 
Jinsſatz auch für die Zögerungszinſen maßgebend. 

§. 3. Das Recht des Schuldners, ein Darlehn, für 
welches mehr als ſechs Prozent Zinſen oder Konventional⸗ 


ſtrafe verabredet find, jederzeit auch, wenn eine ſoätere Zah⸗ 


lungsfriſt verabredet iſt, zu kündigen und nach Ablauf einer 
dreimonatlichen Friſt zurückzuzahlen — $. 1. Alin. 2. der 
Verordnung über die vertragsmäßigen Zinſen vom 12. Mai 
1866 — wird hierdurch aufgehoben. 

Das Abgeordnetenhaus hat dieſem Geſetzentwurfe faſt 
einſtimmig zugeſtimmt, nur hat es auf den Wunſch der 
Regierung den $. 3 dahin abgeändert, daß uch für 
Hypothekendarlehne jenes Kündigungsrecht des Schuldners 
beibehalten wird, welches durch die Mai⸗Verordnung für 
andere Darlehne bewilligt iſt, daß daſſelbe aber ſtatt 
auf 3 Monate auf 6 Monate feſtgeſetzt wird. Die Re⸗ 

ierung motivirte ihren Wunſch weſentlich damit, daß 
ſie hoffen könne, dem Geſetze mit ſolcher Aenderung die 
Annahme im Herrenhauſe zu ſichern. Wir wollen wün⸗ 
ſchen, daß dieſe Hoffnung der Regierung ſich nicht als 
trügeriſch erweiſen möge, und daß ſomit noch in der 
kurzen Friſt, welche für die jetzige Seſſion des Landtages 
noch in Ausſicht genommen iſt, die Wuchergeſetze für 
Preußen vollſtändig fallen. 

Wir haben alſo hier wieder ein Beiſpiel, wie eine 
Inſtitution, die ſich überlebt hat, unaufhaltſam zuſammen⸗ 
ſtürzt, wenn erſt einmal die Unrichtigkeit ihres Prinzipes 
in fo weit erkannt iſt, daß man angefangen hat, fie in 
einem ihrer Theile zu beſeitigen. 


Politiſche 


Preußen. Das Abgeordnetenhaus ſetzte am Dienſtag 
die en wegen Aufhebung der Schuldhaft fort. 
Oygleich ih die meiſten Redner für die Unzweckmäßigkeit 
der Schuldhaft ausſprachen, nahm das Haus doch den Kom⸗ 
miſſions⸗Antrag auf einfache Tagesordnung an. Möglich, daß 
viele zu dieſem Votum durch die Ausführungen des als 
Juriſten ſo hochgeachteten Prof. Gneiſt beſtimmt worden 
ſind, aber, wie der Abg. Lasker ſehr richtig im Laufe der 
Diskuſſion ausführte, Fragen ſolcher Art immer am ſchlech— 
teſten von Juriſten behandelt. Dieſe ſtehen auf dem Boden 
der poſitiven Geſetzgebung und indem ſie alles von dieſem 
einen Geſichtspunkt aus betrachten, fehlt ihnen oft der offene 
Blick für die ſozialen Schäden der Geſellſchaſt. 

Der Antrag, betreffend den Schutz der Zeitungsberichte 
über die Verſammlungen des norddeutſchen Parlaments wurde 
ohne Diskuſſion angenommen. 

Eine Petition aus Frankfurt a. M., betreffend die Rück 
erſtattung der gezahlten Kriegskentribution, giebt zu lebhaften 
Debatten Anlaß. Das Haus ging auf Antrag der Kommiſ⸗ 
ſion in Berückſichtigung, daß die Regierung begründete An- 
träge der frankfurter Behörde beruckſichtigen werde, und in 
Erwägung, daß Petent nicht legitimirt ſei, im Namen der 
Stadt Frankfurt zu ſprechen, zur Tages⸗Ordnung über. Am 
Freitag interpellirte zuerſt der Abg. Waligorski die Regie⸗ 
rung wegen verſchiedener Vorkommniſſe an der ruſſiſch⸗preu⸗ 
ßiſchen Grenze. Der Miniſter⸗Präſident Gr. Bismarck 
antwortete, daß die Regierung den jetzigen Zuſtand keines⸗ 
wegs billige, aber ihn ſelbſtändig zu ändern ſtände nicht in 
ihrer Macht, da Rußland feine inneren Verhältniſſe ſelbſt⸗ 
ſtändig regele. Der einzige Weg ſei, die ruſſiſche Regierung 
zu überzeugen, daß die Aufhebung des Prohibitiv- Syftems in 


Wochenſchau. 


ihrem eigenen Intereſſe liege. Allerdings könne Preußen ſehr 
ſchnell eine Aenderung herbeiführen, wenn es mit Rußland 
ein Zollkartel abſchließe, aber dieſer Preis würde doch wohl 
allgemein als zu hoch erachtet werden. 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung war der Antrag 
auf Verlegung des Etatsjahres auf die Zeit vom 1. Juli bis 
zum 30. Juni. Der Grund dafür ift, daß die Kammer als⸗ 
dann, wenn fie wie gewöhnlich im Winter zufammentritt, das 
Budget rechtzeittg zu Ende berathen kann. Die Kommiſſion 
hatte beantragt, die Regierung nun aufzufordern, das Budget 
dem Hauſe mindeſtens 4 Monate vor Beginn des Etatsjahres 
vorzulegen. Das Haus verwarf alle Vorſchläge, ſo daß es 
fürs erſte beim Alten bleibt. 

Das Haus tritt darauf in die Berathung einer Petition 
wegen Steuerüberbürdung. Ein Bäcker Piggart zu Linden⸗ 
berg im Kreiſe Niederbarnim, welcher als Wahlmann ſtets 
den liberalen Kandidaten ſeine Stimme gegeben, iſt in den 
Jahren 1859— 1866 von 6 Thlr. Klaſſenſteer und 6 Thlr. 
Gewerbeſteuer, auf 30 Thlr. Einkommenſteuer und 20 Thlr. 
Gewerbeſteuer allmählig erhöht worden. Die ſtärkſte Erhö- 
hung von 12 Thlr. Gewerbeſteuer auf 20 Thlr. und von 
12 Thlr. Klaſſenſteuer auf 30 Thlr. Einkemmenſteuer fand 
Ende 1865 ftart, nachdem das Abgeordnetenhaus am 14. Juni 
1865 eine frühere Petition deſſelben Mannes wegen Steuer⸗ 
überbürdung unter Zuſtimmung jämmtlicher Abgeordneten und 
der Regierung ſelbſt der letzteren zur Unterſuchung und Abs 
hilfe überwieſen hatte. Mit diefer Unterſuchung wurde das⸗ 
ſelbe Landraihsamt beauftragt, welches die Steuerſchraube 
gegen den Petenten angezogen hatte und der betreffende 
Kreisſekretär genirte ſich auch nicht, dem Reklamanten zu er⸗ 
widern: „Warum ſind Sie aber auch ſo ſcharf vorgegangen?“ 
Früher hatte derſelbe Beamte einmal den Schulzen des Ortes 
bei Reviſion der Steuerlifte über die politiſche Stimmung 
im Orte befragt, und als dieſer erwiderte, es ſtünde gut, 
wenn nur dieſer Piggart nicht da wäre, aue gerufen: „den 
Kerl wollen wir, den Mann müſſen wir ſteigern“. Fiugs 
wurde die Klaſſeuſteuer mit einem Federſtrich von 8 auf 12 
Thlr. erhöht. Dabei iſt noch zu bemerken, daß der Piggart 
in feinen Vermögensverhältniſſen in den Jahren fortgeſetzter 
Steuererhöhung andauernd zurückgegangen iſt. Die Kom- 
miffion beantragt, im Widerſpruche mit der Staatsregierung, 
welche die Einſchätzung ſachlich angemeſſen erachtet, die Per 
tition der Regierung zur gerichtlichen Unterſuchung und 
Abhilfe zu überweiſen. 

Nach ſehr lebhaften Debatten nimmt das Haus eine vom 

bg. v. Benin vorgeſchlagene motivirte Tagesordnung an. 

Darauf erledigte das Haus am Sonnabend noch eine 
Anzahl von eingegangenen Petitionen, genehmigte den Ver- 
trag wegen der Donauſchifffahrt, und verweigerte die von 
der Regierung geforderte Erlaubniß zur gerichtlichen Verfol . 
gung des „Bürger⸗ und Bauernfreundes.“ 

Das Herrenhaus hat keine Sitzung gehalten. 

Aus den Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes theilen wir 
mit, daß in Bezug auf den Eberty'ſchen Antrag, betreffend die 
Beſchlagnahme von Druckſchriften, die Kommiſſion die Annahme 
des folgenden Geſetz⸗Entwurfes vorſchlägt: „Die vorläufige 
Beſchlagnahme von Druckſachen, Platten und Formen darf 
mit Ausnahme der gegen die Beſtimmungen der $$. 7 und 
24 des Preßgeſetzes vom 12. Mat 1851 verſtoßenden Fälle 
nur auf Grund eines Beſchluſſes der Gerichtsabtheilung reſp. 
der Rathskammer erfolgen. Durch eine derartige Beſchlag⸗ 
nahme allein wird kein Gerichtsſtand begründet.“ (Durch 
letztere Beſtimmung ſoll feſtgeſetzt werden, daß Anklagen 1 5 
Druckſchriften nur dort erhoben werden können, wo dieſelben 
erſchienen find). — Außerdem ſchlägt die Kommiſſion die An · 


nahm ender Reſolution vor: „Es ift Aufgabe der Geſetz⸗ 
9 0 15 die Beige der Preſſe beſchränkenden Praventiv- 
maßregeln, a die Zeitungsſteuer, die Konzeſſionirung 
der Preßgewerbe, die Verpflichtung der Sins der Beach 
jede Art von Beſchlagnahme, ſowie die Strafe der Verni 
tung von Preßerzeugniſſen, zu beſeitigen.“ 

Die Verhandlungen der e der norddeutſchen 
Regierungen zur Feſtſtellung der Verfaſſung des norddeutſchen 
Bundes find in den letzten Wochen gar nicht gefördert worden; 
wie man ſagt, machen die kleinen Höfe alle nur möglichen 
Anſtrengungen, um ihre Souverainität ſoweit zu retten, als 
nur mözlich. Wenn nun auch bei ihren Unterthanen wenig 
Neigung vorhanden ſein wird, ſie in dieſen Beſtrebungen zu 
unterſtützen, ſo ſuchen ſie doch dieſe Neigung dadurch zu 
erwecken, daß fie darauf hinweiſen, wie bei einem Uebertragen 
der Militärhoheit an Preußen die Stenern in den kleinen 
Staaten ganz bedeutend ſteigen würden. Das iſt richtig, aber 
es iſt nur eine Folge davon, daß dieſe Staaten und Stät⸗ 
chen bis jetzt von Preußen geſchützt wurden, ohne daß fie 
etwas zu den Koſten beitrugen. Das wird jetzt ein Ende 
haben, und die Herren mögen ſich ſträuben ſo viel ſie wollen, 
fie werden Preußen nicht der im Jahre 1866 blutig erwor⸗ 
benen Früchte berauben. 

Wie in Berlin jetzt vorzugsweiſe die Parlamentswahlen 
die öffentliche Aufmerkſamkeit in Anſpruch nehmen (vergl.: 
Aus dem Berliner Bezirksleben), ſo auch im ganzen Lande. 
Von allen Orten liegen Nachrichten darüber vor, wie die 
Theilnahme für die Wahlen fortwährend im Steigen begriffen 
ift. — Der Raum unferes Blattes geſtattet uns nicht, alle 
einzelnen Kandidaten aufzuführen, wir wollten hier nur zweier 
Ablehnungen gedenken, der von Seite des Dr. Joh. Jacoby, 
welcher ſich nicht bei den Berathungen des norddeutſchen Par⸗ 
laments betheiligen will, und der des Grafen v. Bismarck, 
welcher feine vielen Geſchaͤfte und feine geſchwächte Geſund⸗ 
heit als Grund angiebt. 

In Hannover iſt die Deutſche Volkszeitung unter- 
drückt worden. Es iſt zu bedauern, daß die Regierung dieſes 
Organ, welches ſich auf die unnatürliche Koalition der De⸗ 
mokraten, Partikulariſten, Reaktionäre, Pietiſten u. dgl. 
ſtützte, nicht hat eines natürlichen Todes ſterben laſſen. 

In Naſſau ſoll die vielbeſprochene Domainenfrage 
endlich ihrem Abſchluß nahe ſein. Der frühere Herzog erhält 
nur eine Rente, nicht die Dominialgüter ſelbſt. 

Süddeutſchland. Die ſüddeutſchen Staaten ſcheinen jetzt 
ernſtlich an eine Vereinigung ihrer militäriſchen Kräfte zu 
denken, ohne daß man aber dabei die ſchließliche Vereinigung 
mit Preußen außer Augen läßt. In Bayern hat ſich der 
Miniſterpräſident bei Eröffnung der Kammer ganz offen in 
dieſem Sinne ausgeſprochen, und auch in Darmſtadt fängt 
man an, dieſe Eventualität ins Auge zu faſſen. 

Deſterreich. Die Ausſöhnung mit Ungarn ſcheint jetzt 
ernftlich betrieben zu werden. — Es ift ein neuer Finanz⸗ 
miniſter ernannt; ſein erſtes Geſchäft iſt der Verſuch, eine 
neue Anleihe zu Stande zu bringen. 

Frankreich. Der Kaiſer hat das „Gebäude gekrönt“, 
d. h. er hat dem Volke verſchiedene „Freiheiten & la Napo⸗ 
leon“ bewilligt. Wenn die Franzöſen dieſe neue Freiheit bei 
Licht anſehen werden, ſo wird ſie wohl der alten Knechtſchaft 
gleichen wie ein Ei dem andern. 

Italien. Es war in dieſen Tagen daß Gerücht ver⸗ 
breitet, daß der König Victor Emanuel ermordet worden ſei; 
daſſelbe entbehrt nach den neueſten Nachrichten jedes Grundes; 
es 2 nicht einmal eine Spur von einem Attentat entdeckt 
worden. 


Neueſte Nachrichten. 

Die identiſchen Noten der verſchiedenen Mächte, durch 
welche die Anerkennung der Inveſtitur des Fürſten von Rumä⸗ 
nien definitiv geregelt wird, ſind mit Ausnahme der ruſſiſchen, 
die in anderer Form ſchon erfolgt war, vor einigen Tagen 
nach Konſtantinopel abgegangen. ’ 

London, Sonnabend, 26. Januar Nachts. Aus News 
York vom 23. d. Abends wird gemeldet: Wechſelkours auf 
London in Gold 109, Goldagio 35 ½, Bonds 107%, Baum⸗ 
wolle 34 ½. 

Paris, Sonntag 27. Januar, Morgens. Der heutige 
„Moniteur“ veröffentlicht ein kaiſerliches Dekret vom 25. d., 
durch welches der Senat und der geſetzgebende Körper zum 
14. Februar einberufen werden. 

Wien, Sonntag 27. Januar, Morgens. Gutem Verneh⸗ 
men nach wird Herr Lanzrand-Dumoncean aus Brüſſel 
hier erwartet, um mit der Regierung einen Plan zur 
1 der öſterreichiſchen Staatsſchuld zu verein⸗ 

aren. 


Aus Berlin. 


= Aus dem Berliner Vereinsleben. Wir fahren 
heute in unſeren Berichten über die Berliner Wahlbewe⸗ 
ung fort, die immer großartigere Dimenſionen anzunehmen 
eginnt und die Thätigkeit der Vereine vollſtändig abſorbirt. 
Allmählig läßt ſich auch in dem anfänglich chaotiſch durch⸗ 
einander treibenden Wogen der Agitation ein feſter Kern in 
der definitiven Aufſtellung von Kandidaten für die einzel⸗ 
nen Wahlbezirke erkennen. 


Die ſelbſt von ſeinen näheren Freunden lebhaft bedauerte 
Ablehnung jeder Kandidatur von Seiten Jacoby's hat eine 
Veränderung der in Vorſchlag gebrachten Kandidaturen noth⸗ 
wendig gemacht. So wurde am Sonntag in einer Wähler⸗ 
verfammlung des zum III. Reichswahlbezirk gehörigen 90. 
Stadtbezirks faſt einſtimmig die Wahl Rungess beſchloſſen, 
während eine an demſelben Tage ſtattgehabte Wählerverſamm⸗ 
lung der zu demſelben Reichswahlbezirk gehörigen Stadtbe⸗ 
zirke 78, 79 und 88 ſich ebenfalls einftimmig für die Kandi⸗ 
datur von Moritz Wiggers entſchied. Die Kandidatur von 
Runge iſt aber auch von den Wählern des IV. Reichswahl⸗ 
bezirks in Ausſicht genommen. Nachdem bereits die liberalen 
Vertrauensmänner des Bezirks ſich für die Kandidatur Runge's 
entſchieden, wurde derſelbe am Mittwoch in einer ſehr zahl. 
reich beſuchten Verſammlung des IV. Reichswahlbezirks mit 
an Einſtimmigkeit grenzender Majorität als alleiniger libe 
raler Kandidat der liberalen Partei proklamirt. In einer 
längeren Rede hatte Runge vorher unter allgemeinem Beifall 
ſeine Haltung im Abgeordnetenhauſe 1 01 ſeine Ab⸗ 
ſtimmung gegen die Indemnität, gegen das Militärbudget, 
für die Annexionsgeſetze. Ferner erklärte er ſich für eine 
volksthümliche Verfaſfung Norddeutſchlands und entſchieden 
gegen ein Normalbudget. 

Im VI. und II. Reichswahlbezirk find die ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Kandidaturen von Schulze⸗Delitzſch und Waldeck 
definitiv als geſichert zu betrachten. Vor einer aus mehr als 
taufend Wählern der zum VI. Wahlbezirke gehörigen Stadt⸗ 
theile hielt Schulze⸗Delitzſch am Sonntag eine glänzende 
Rede über feine Stellung zum Norddeutſchen Parlament, in 
der er ſich ganz auf den Boden der von der Volksverſamm⸗ 
lung in der Turnhalle beſchloſſenen Reſolutionen ſtellte und 
fh für die Reichsverfaſſung erklärte. Ein Begleiter 
Schulze's, Advocat Reitlinger aus Paris, brachte ein Hoch 
auf Deutſchland und auf Schulze Delitzſch, einen der wacker 
ſten Vorkämpfer deutſcher Einheit aus. Schulze ⸗Delitzſch 


wurde von der Verſammlung einftimmig als einziger libe⸗ 
raler Kandidat des VI. Reichswahlbezirks proklamirt. 

Ebenſo einſtimmig wurden am Donnerstag Abend nach 
einer glänzenden Rede Lasker's, den die Herren Pflug, 
Duncker und Eberty in wirkſamſter Weiſe unterſtützten, 
der ehrwürdige Veteran der preußiſchen Demokratie, der leider 
durch Krankheit ans Zimmer gefeſſelte Waldeck von einer 
aus faſt dreitauſend Wählern beſtehenden Verſammlung im 
Tivoliſaale auf dem Kreuzberge zum einzigen liberalen 
Kandidaten des II. Reichswahlbezirks proklamirt. Unter 
ſtürmiſchen Hochrufen auf Waldeck trennte ſich die Ver⸗ 
ſammlung nach zweiſtündigen Verhandlungen in der muſter⸗ 
hafteſten Ordnung. 

Nicht ſo einfach geſtaltet ſich die Wahlbewegung im I. 
Berliner Wahlbezirk, 0 geſtern eine e der 

ewählten Vertrauensmänner ſtattgefunden hat. Von zehn 

andidaten, welche in der vorigen Se fanmling vorgeſchlagen 
worden waren, hatten nur die Herren Aſſeſſor Lasker und 
Stadtrichter Hierſemenzel die Kandidatur angenommen. 
Es wurde beſchloſſen, über dieſelben nach vorheriger Anhörung 
ſofort abzuſtimmen. Von großem Intereſſe waren die Er⸗ 
klärungen beider Kandidaten auf die an ſie geſtellten Inter⸗ 
pellationen, wobei ſich herausſtellte, daß ſich beide weſentlich 
auf demſelben Standpunkte befinden, gegen Aufnahme eines 
Normal- Etats, wie überhaupt gegen jede Bundesverfaſſung 
ſtimmen wollen, welche das ohnehin ſpärlch zugemeſſene Maß der 
Freiheiten beſchränkt. Wir heben ferner noch hervor die Er⸗ 
klärung des Abgeordneten Lasker über ſeinen Austritt aus 
der Fortſchrittepartei und die Bildung der nationalen Frak- 
tion. Er betonte, daß die nationale Fraktion durchaus auf 
dem Boden der Fortſchrittspartei ſtehe und daß der Austritt 
rein durch perſönliche Gründe, welche ſich der öffentlichen 
Beſprechung entziehen, bedingt geweſen ſei. Die Abſtimmungen 
ergäben, daß die liberale Partei nach der Sonderung viel 
geſchloſſener aufgetreten ſei, als vorher. 

Bei der nachfolgenden Abſtimmung durch Stimmzettel 
entſchied ſich die Verſammlung der Vertrauensmänner mit 
107 gegen 96 Stimmen, welche auf Herrn Stadtrichter 
Hierſemenzel fielen, dafür, daß Herr Lasker der demnächſt 
einzuberufenden allgemeinen Veeſammlung der liberalen 
Witler des I. Reichs wahlbezirks als alleiniger Kandidat 
vorgeſchlagen werden ſoll. 

— Die Stadtverordnetenverſammlung hat das Geld zu 
der beabſichtigten Anlage einer neuen Straße zwiſchen 
der Wilhelmsſtraße und der Anhaltiſchen Kommunikation ver⸗ 
weigert. Wir können den Beſchluß nur billigen, denn die 
Stadt hat nicht nölhig, Geld auszugeben, damit Einzelne 
großen Vortheil haben. Wenn die Beſitzer der anliegenden 
Grundstücke, welche durch Anlage der Straße eine neue 
Straßenfront gewinnen, deren Orundbefig alſo ganz bedeutend 
mehr werth wird, zu der Anlage einen ihrem Gewinn ent 
ſprechenden Beitrag zahlen wollten, ſo würde die Stadt gewiß 
nicht zögern, den Reſt beizutragen. — Hoffentlich wird man, 
wenn die Frage wegen Veränderung des Potsdamer-Platzes 
zur Sprache kommt, demſelben Grundſatz hulbfgen, und nicht 
ungeheure Summen aus dem Stadtſäckel hergeben, um ein⸗ 
zelnen Hausbeſitzern eine Straßenfront zu ſchaffen, welche den 
a ihrer Grundſtücke über Nacht um 10— 20,000 Thlr. 
erhöht. 

— Die Stadt hat dem Könige zur Erinnerung an das 
glorreiche ER 1866 ein koſtbares, von Prof. Menzel aus- 
geführtes Gedenkblatt überreicht. 


— Der König iſt in den letzten Tagen etwas unwohl 

geweſen, doch hat die Erkrankung nach dem Ausſpruch der 
Aerzte in keiner Weiſe einen bedenklichen Charakter. 
, „= Mit großem Bedauern bemerkt man, daß die Des. 
infektion, welche im vorigen Sommer aus Anlaß der 
Cholera ziemlich allgemein eingeführt war, wieder faſt ganz 
aufgehört hat. Es wäre wohl eine Aufgabe für die Sanitäts⸗ 
polizei, dafür zu ſorgen, daß dieſe gegen alle Krankheiten 
zu empfehlende Maßregel beibehalten würde. 


Vermiſchtes. 

+ Im Verlage von A. Schröter in Plauen iſt die erſte 
Lieferung eines von Dr. A. Rauch herausgegebenen Par⸗ 
lamentariſchen Taſchen buchs (2. Aufl.) erſchienen. Das 
Buch ſoll ſämmtliche Verfaſſungen, und außerdem noch eine 
große Anzahl von Geſetzen und Noten enthalten, welche für 
die Entwickelung der S und deutſchen Verhältniſſe 
von Wichtigkeit ſind. Die vorliegende erſte Lieferung enthält 
die Verfaſſungen von Nordamerika, Maine, Louiſiana, Ner⸗ 
wegen, Belgien, England, Neapel, Toscana, Piemont, Sar- 
dinien, und den Entwurf des deutſchen Reichsgrundgeſetzes. — 
Wir glauben, daß es für jeden, der ſich mit den öffentlichen 
Angelegenheiten beſchäftigt, wichtig iſt, nicht nur die Ver⸗ 
faſſung ſeines eigenen Vaterlandes zu kennen, ſondern daß er 
auch wiſſen muß, wie ſich dieſelbe von den Verfaſſungen an⸗ 
derer Länder unterſcheidet, welche Vorzüge ſie vor denſelben 
hat und in welchen Beſtimmungen ſie nach jenen verbeſſert 
werden können. Zu ſolchen Vergleichungen bietet das vorlie⸗ 
gende Buch die Möglichkeit, und es wird daher das Erſcheinen 
deſſelben gewiß vielen erwünſcht ſein. 

+ In dem großen nordamerikaniſchen Bürgerkriege waren 
Anfangs bei der Nord⸗Armee viele Strafmaßregeln gegen De⸗ 
ſerteure u. dgl. nothwendig, was ſich aus dem Umſtand hin 
länglich erklärt, daß die Armee eigentlich ganz neu gebildet 
wurde, wobei fie viele unpaſſeude Elemente in ſich e 
Deſerteure, deren es eine große Anzahl gab, wurden natürlich 
zum Tode verurtheilt. Bei den Exekutionen wurde nun eine, 
fo viel uns bekannt, in den Europäiſchen Armeen nicht be⸗ 
ſtehende Einrichtung eingeführt, welche vom Standpunkte der 
Humanität aus gewiß nur gebilligt werden kann. Es wurden 
nämlich zu jeder Exekution 10 Soldaten kommandirt; die 
Flinten derfelben wurden alsdann von dem kommandirenden 
Offizier geladen, aber nur neun davon ſcharf, die zehnte blind. 
Darauf erhielt jeder ſein Gewehr zurück, und Niemand wußte, 
ob das ſeinige eine Kugel enthalte oder nicht. Nach der Exeku⸗ 
tion konnte nun jeder der zehn Soldaten ſich dem Glauben 
hingeben, daß er nicht zum Tode ſeines Kameraden beigetragen 
habe, da ſein Gewehr das blind geladene geweſen ſei. 


Briefkaſten. , 
Herrn O. P. in St. Von dem Betreffenden wird uns 
mitgetheilt, daß ihm nur einige ältere Jahrgänge des Blattes 
fehlen. = Herrn K. L. hier. Die von Ihnen erwähnte 
Angelegenheit werden wir nächſtens beſprechen. 


Theater am Montag. 

Opernhaus: Zauberflöte. — Schauſpielhaus: Spielt 
nicht mit dem Feuer. Freund und Feind. — Friedrich ⸗ 
Wilhelmſtadt: Aus bewegter Zeit. — Viktoria: II tro- 
vatore. — Wallner: Unſere braven Landleute. Eine 
Weinprobe. — Woltersdorff: Gaſtſpiel der Frls. Dele- 


pierre. Teufelskrallen. \ 
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